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Wenn sie arm sind, können sie keine 
Steuern zahlen!)

Ich mag dieses Land. Ich lebe gern in 
Deutschland. Wie viele andere Menschen in 
diesem Land zahle ich klaglos meine Steuern, 
weil ich weiß, dass unser Land viel bietet.

(Florian Pronold [SPD]: Eine wandelnde 
Klagemauer, was die Steuern angeht!)

Wir haben eine gute Infrastruktur, wir haben Si-
cherheit und gute Bildung. Wir leben in Freiheit, 
wir haben eine hervorragende Gesundheitsver-
sorgung, soziale Gerechtigkeit und breiten 
Wohlstand. Wenn Sie die Steuerlast und die 
Abgabenlast immer weiter nach oben schrau-
ben, wenn sich Leistung in diesem Land nicht 
mehr lohnt,

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Die 
Mehrzahl der Einkommensteuerzahler 
entlasten wir!)

wenn das Steuerrecht zur Enteignung perver-
tiert, dann sind die Grenzen in diesem Land of-
fen. Dann werden Sie erleben, dass immer mehr 
Leistungsträger in unserem Land den Verlo-
ckungen anderer Gesellschaften und anderer 
Staaten nicht mehr widerstehen.

(Florian Pronold [SPD]: Wir haben eine 
richtig fundamentale Debatte! Die 
Marktfundamentalisten sind am Mikro!)

Irgendwann gibt es einen Punkt, an dem Leis-
tung und Gegenleistung in keinem Verhältnis 
mehr stehen. Die meisten Menschen sind so –
Sie mögen das beklagen –: Sie strengen sich 
nicht an, wenn es sich nicht lohnt.

(Patrick Kurth [Kyffhäuser] [FDP]: In der 
DDR war das so!)

Das müssen Sie akzeptieren. Sie müssten das 
am besten wissen. Haben Sie nicht das Experi-
ment mit Ihrem real existierenden Sozialismus 
gemacht? Hat Ihnen das nicht die Augen geöff-
net? Menschen sind, wie sie sind. Es muss sich 
lohnen, dann strengt man sich an.

(Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Iris Gleicke [SPD]: Das ist 
ja wohl der letzte Unsinn, den Sie hier 
erzählen! Schnösel! – Gegenruf des 
Abg. Florian Pronold [SPD]: Schnösel 
ist noch viel zu nett!)

Unser Weg aus der Krise sieht anders aus. 
Mit den Konjunkturpaketen und dem Wach-
stumsbeschleunigungsgesetz sowie dem Bür-
gerentlastungsgesetz haben wir gezeigt, wie wir 
dieser Krise begegnen, und zwar erfolgreich, 
wie man an den aktuellen Zahlen erkennen 
kann.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:

Nächste Rednerin ist die Kollegin Nicolette 
Kressl für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Nicolette Kressl (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Eigentlich hätten wir es in dieser Debatte 
über Steuerpolitik verdient, ein bisschen weniger 
Ideologie von beiden Seiten präsentiert zu be-
kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD –
Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: 
Na ja, was ist denn Ideologie?)

Herr Michelbach fragt mich gerade: Was ist 
denn Ideologie? Wenn Herr Gutting sagt: „Leis-
tung muss sich wieder lohnen“ – und damit die 
Steuerlast anspricht –, dann vergisst er dabei 
völlig, dass Menschen, die Vollzeit arbeiten und 
zum Sozialamt müssen, um eine Aufstockung zu 
bekommen, nicht den Eindruck haben, dass sich 
ihre Leistung lohnt. Dazu hat er überhaupt nichts 
gesagt. Ich finde, das ist ganz schön viel Ideolo-
gie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Ab-
geordneten der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Olav 
Gutting [CDU/CSU]: Das ist auch nicht 
das Thema hier! Es geht um Steuern 
und nicht um Abgabenpolitik!)

– Ich weiß gar nicht, warum Sie jetzt so aufge-
regt sind. Man merkt schon manchmal: Wenn 
die Hündchen bellen, sind sie getroffen. Das 
müssen Sie aber mit sich selbst klären.

Die Debatte heute könnte eigentlich Anlass 
sein, darüber nachzudenken, warum wir Steuern 
brauchen. Das wäre eine spannende Debatte,
aufgrund derer dann damit aufgehört würde, 
dass die einen möglichst viele Steuern als gut 
und die anderen niedrige Steuern als Freiheits-
ideal per se bezeichnen. Darum geht es nämlich 
nicht. Die Menschen haben es verdient, dass wir 
einmal genau überlegen, warum wir überhaupt 
Steuern brauchen.

(Halina Wawzyniak [DIE LINKE]: Und 
wofür brauchen wir Steuern? Jetzt bin 
ich mal gespannt!)

Daraus muss dann die Schlussfolgerung gezo-
gen werden, wie viele Steuern wir brauchen. 
Wenn ich von „wir“ spreche, meine ich damit 
nicht uns hier vor Ort. Wer mit „wir“ gemeint ist, 
sollte in der Steuerdebatte öfter thematisiert 
werden. Es geht um die Gesellschaft. Wir wollen 
dafür sorgen, dass eine solidarische Gemein-
schaft entsteht. Das „wir“ steht nämlich für die-
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jenigen, die hier leben, die hier arbeiten, die hier 
aufwachsen und die hier Arbeitsplätze schaffen.

Bei der Analyse kann man zu unterschiedli-
chen Schlussfolgerungen kommen. Ich finde es 
allerdings schade – das habe ich bei beiden 
Rednern heute hier gemerkt –, dass vorher kei-
ne ordentliche Analyse erfolgt ist.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Lisa 
Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir gehen sehr kritisch mit der Frage der Steu-
erlast um. – Herr Gutting, bei den Niedrigein-
kommen ist es übrigens die Abgabenlast, die zu 
den 40 Prozent führt, und nicht allein die Steuer-
last.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Olav Gutting [CDU/CSU]: Das sage ich 
doch die ganze Zeit!)

Darüber können wir reden. Sie sagen aber im-
mer: Eine niedrige Steuer ist gut. Ob die Steuern 
niedrig oder hoch sind, ist für Geringverdiener 
nicht die Problematik; sie werden Sie durch Ihre 
Einsparungen auch nicht entlasten.

Wir müssen deutlich machen, dass uns be-
wusst ist, dass es sich bei den eingenommenen 
Steuern um die Mittel der Menschen handelt, die 
arbeiten. Diese Steuern brauchen wir für die 
Gemeinschaft. Das bedeutet – ich habe das 
schon gesagt –: Wenn es um die Höhe der 
Steuern geht, müssen wir uns daran orientieren, 
wie viel der Staat braucht. Der Staat ist in die-
sem Fall ausdrücklich nichts Negatives. Der 
Staat ist in unserer gesellschaftspolitischen Be-
trachtungsweise derjenige, der durch Ausgleich 
für gleiche Chancen für alle Menschen sorgen 
kann. Das ist der entscheidende Punkt. Dazu 
gehört für mich auch, dass Menschen, unab-
hängig von ihrer Herkunft, von Anfang an Chan-
cen auf Bildung und Aufstieg haben.

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Das 
ist unbestritten!)

In Bezug darauf sind Steuern nichts Negatives. 
Durch sie können wir organisieren, dass Men-
schen Chancen auf Bildung und Aufstieg haben.

(Beifall bei der SPD)

Meine Schlussfolgerung lautet: Es ist falsch, 
Steuersenkungen und möglichst niedrige 
Steuern als Selbstzweck hinzustellen. Es ist 
auch falsch, möglichst hohe Steuern nur wegen 
der Umverteilungswirkung als Selbstzweck hin-
zustellen.

(Leo Dautzenberg [CDU/CSU]: Wegen der 
Einnahmewirkung!)

Ich möchte trotz meiner kurzen Redezeit eine 
Analyse einbringen. Ich finde, dass die Höhe der 
verteilten Steuern kein Kriterium für die Beurtei-

lung sein kann, wie gerecht es in einem Staat 
zugeht. Damit es kein Missverständnis gibt: Die 
Frage der Verteilung der Steuerlast ist sehr wohl 
ein Kriterium für die Frage, wie gerecht es in ei-
ner Gesellschaft zugeht.

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Dafür 
haben wir den progressiven Tarif!)

– Herr Michelbach, ich weiß, dass Sie immer mit 
dem progressiven Tarif kommen.

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Ja!)

Der entscheidende Punkt bei der Analyse ist, 
dass man sich nicht nur auf die Frage der Ein-
kommensbesteuerung konzentrieren darf. Zu ei-
ner Gesamtanalyse gehört die Frage, wie die 
Steuerlast in Deutschland insgesamt verteilt 
ist.

(Beifall bei der SPD)

Herr Michelbach, bei der Analyse hilft ein Blick 
auf die Statistik der OECD.

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Die 
ist aber falsch!)

– Das ist interessant, Herr Michelbach. Weil Ih-
nen die Statistik der OECD nicht passt, behaup-
ten Sie einfach, sie sei falsch.

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: 
Das habe ich schon mehrfach gegenü-
ber der OECD gesagt!)

Mit dieser Statistik – ich sage das, damit alle 
verstehen, worüber wir sprechen – hat die 
OECD Deutschland eindeutig bescheinigt, dass 
im internationalen Vergleich nicht die Einkom-
mensteuer, die Sie immer als Alibi anführen, 
sondern die Vermögensbesteuerung weit unter 
dem Durchschnitt liegt. Deswegen muss man 
zwar nicht gleich nach einer Steuererhöhung 
schreien; aber es gehört selbstverständlich zu 
unserer Pflicht, darüber nachzudenken, wie wir 
diese Schieflage verändern können. Das gehört 
einfach zu unseren Pflichten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Ab-
geordneten der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bei der Analyse der Situation muss man sich 
einige Fragen stellen. Wir Sozialdemokraten 
fragen uns zum Beispiel: Können Kommunen im 
Moment optimale Bildungs- und Fördermöglich-
keiten für unsere Kinder anbieten? Können die 
Kommunen gute Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen für Unternehmen und Einwohner sicherstel-
len? Ich sage Ihnen: Bei einem Finanzierungs-
defizit von 12 bis 15 Milliarden Euro, das die 
Kommunen erwarten – das sind ihre eigenen 
Angaben –, können diese Fragen nicht mit Ja 
beantwortet werden. Deswegen haben wir als 
Steuergesetzgeber die Pflicht, uns zu überlegen, 
wie wir das ändern können.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Ab-
geordneten der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir sagen deswegen nicht, dass bei der Ge-
werbesteuer in den letzten Jahren der falsche 
Weg eingeschlagen wurde. Sie tun immer so, 
als seien nur die Gewerbesteuereinnahmen ein-
gebrochen. Die Zahlen sagen etwas anderes. 
Sie zeigen, dass die Gewerbesteuereinnahmen 
trotz kleiner Einbrüche ständig steigen. Deshalb 
sagen wir Sozialdemokraten: Mit uns wird es ei-
ne Abschaffung der Gewerbesteuer nicht geben. 
Wir wollen eine Stabilisierung und nicht das, 
was Sie auf den Weg bringen wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der LINKEN)

Wir müssen auch fragen: Können die Länder 
mit den derzeitigen Steuereinnahmen ein opti-
males Bildungsangebot schaffen? Wir finden, 
dies ist nicht nur eine Frage der individuellen 
Chancengerechtigkeit, sondern auch eine öko-
nomische Frage. Wenn wir uns im Bildungsbe-
reich nicht bewegen, werden wir wirtschaftspoli-
tisch in wenigen Jahren am Ende des Zuges 
angekommen sein. Das können wir uns nicht 
leisten. Wir müssen ehrlich miteinander umge-
hen und nicht möglichst niedrige Steuern als 
Wert an sich propagieren.

Wir müssen auch fragen: Ist die Bundesebe-
ne in der Lage, ihre Aufgabe, eine gute Infrast-
ruktur für Bürger und Unternehmen zu schaffen, 
zu erfüllen? Können wir tatsächlich genügend 
wirtschaftspolitische Impulse setzen? Können 
wir genügend Geld für Investitionen und For-
schung ausgeben? Können wir tatsächlich für 
eine positive Konjunkturentwicklung sorgen? 
Können wir dafür sorgen, dass wir in Zukunft 
ökologisch und nachhaltig wirtschaften? Das 
sind die Fragen.

Ich finde, es steht uns in der Politik gut an, 
einzugestehen bzw. klarzumachen, dass sich 
die Analyse ändern kann. Wir befinden uns in 
der Zeit nach der Wirtschafts- und Finanz-
marktkrise. Deswegen sehen einige Schluss-
folgerungen jetzt anders aus; das ist doch klar. 
Wir haben massiv mit Steuermitteln eingreifen 
müssen. Das wurde von großen Teilen dieses 
Parlaments akzeptiert; aber das hat alle staatli-
chen Ebenen belastet. Also müssen wir jetzt 
überlegen, welche Konsequenzen wir daraus 
ziehen müssen.

Wir sind der Überzeugung, dass Ziel der 
Steuer- und Abgabenpolitik ist, für eine ange-
messene und verlässliche Finanzierung der 
Aufgaben aller staatlichen Ebenen zu sorgen. 
Auch die Verteilung der Lasten auf dem Weg zu 
diesem Ziel muss gerecht sein.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb sprechen wir uns – ich habe das schon 
angesprochen – für eine stärkere Besteuerung 
der privaten Vermögen aus. Aber, Frau Höll, 
ehrlich gesagt: 80 Milliarden Euro durch 5 Pro-
zent – das ist illusorisch. Das ist völlig daneben 
und wirtschaftsfeindlich. Ich finde, wenn man 
über eine gerechte Verteilung redet, muss man 
auch die Arbeitsplatzwirkung im Kopf haben. 
Deswegen sage ich: Weder die Ideologie von 
links noch die von ganz rechts passt. Wir müs-
sen überlegen, was wir tun können, um unser 
Land nach vorne zu bringen, und zwar auch
steuerpolitisch. Für uns gehört die verstärkte 
Vermögensbesteuerung dazu, aber nicht in dem 
Ausmaß, wie Sie sich das vorstellen.

(Beifall bei der SPD – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: 50 000 von 
2 Millionen! Das ist nicht zu viel! Das ist 
völlig in Ordnung!)

Wir wollen – das hat die Sozialdemokratie be-
schlossen – bei der Einkommensbesteuerung 
einen höheren Spitzensteuersatz greifen las-
sen, jedoch später als jetzt. Er soll bei verheira-
teten Paaren ab einem zu versteuernden Ein-
kommen von 200 000 Euro greifen. Wir glauben, 
das ist ein guter, aber gemäßigter Weg, der in 
diesem Fall auch dafür sorgen kann, dass Auf-
gaben besser erfüllt werden. Ich habe vorhin 
schon gesagt – ich möchte es jetzt bei der Dar-
stellung des Gesamtpakets wiederholen –, dass 
wir auch eine Stärkung der Gewerbesteuer wol-
len. Im Übrigen – das finde ich ganz wichtig, 
wenn wir über Föderalismus reden – wollen wir, 
dass der Steuervollzug der bestehenden Geset-
ze besser durchgeführt wird; denn auch das ge-
hört zur Steuergerechtigkeit.

(Dr. Birgit Reinemund [FDP]: Wo haben Sie 
das gemacht?)

Der entscheidende Punkt wird sein, das Ganze 
zu einem stimmigen Paket zusammenzufügen:

(Frank Schäffler [FDP]: Schlüssiges Ge-
samtkonzept!)

solidarische Finanzierung auf der einen Seite, 
Möglichkeit für Investitionen in Bildung, For-
schung und Wirtschaft auf der anderen Seite.

Beim Begriff „stimmig“ lohnt sich ein Blick in 
den Antrag der Linken; das kann ich Ihnen nicht 
ganz ersparen. Auf den ersten Blick hat man 
den Eindruck, dass darin steht: Viel ist auf jeden 
Fall gut. – Auf den zweiten Blick finde ich es 
noch interessanter. Dort steht zum Beispiel: Wir 
wollen 10 Milliarden Euro Steuern weniger ein-
nehmen, indem wir in vier Bereichen einen er-
mäßigten Mehrwertsteuersatz einführen. – Ich 
verstehe nicht, dass Sie nicht lernfähig sind. 
Spätestens ein Jahr nachdem die Koalition die-
se grandiose Hotelsteuerermäßigung beschlos-
sen hat, wissen Sie doch, dass das Geld nicht 
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bei den Verbraucherinnen und Verbrauchern 
ankommt.

(Beifall bei der SPD)

Sie fordern zum Beispiel ernsthaft, bei Medika-
menten auf 4 Milliarden Euro Steuereinnahmen 
zu verzichten, obwohl wir nach der Erfahrung 
mit der Hotelsteuerermäßigung davon ausgehen 
müssen, dass das Geld bei den internationalen 
Konzernen hängen bleibt. Was soll daran ge-
recht sein? Ich bitte Sie!

(Beifall bei der SPD sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Forderung bezüglich einer Umsatzsteuer-
ermäßigung, die, wie wir wissen, nicht bei den 
Verbrauchern ankommt, ist nicht nur populis-
tisch, sondern, ehrlich gesagt, steuerpolitisch 
ganz schön naiv und blind. Deshalb werden wir 
diesem Antrag nicht zustimmen können.

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Das 
ist ja enttäuschend!)

Das ist nicht das, was wir für nötig halten, näm-
lich ein ausgewogenes Verhältnis von sinnvollen 
Investitionen und gerechter Steuerverteilungspo-
litik.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD – Dr. h. c. Hans 
Michelbach [CDU/CSU]: Verschmähte 
Liebe! Das gibt es doch gar nicht!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:

Nächster Redner ist der Kollege Dr. Volker 
Wissing für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Dr. Volker Wissing (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Selbst die SPD sagt, dass 
Ihre Forderung nach einer Vermögensteuer, die
80 Milliarden Euro Steuermehreinnahmen erge-
ben soll, bestenfalls lächerlich ist. Frau Kollegin 
Höll, finanzieren können Sie mit dieser Luftbu-
chung in diesem Staat gar nichts.

(Florian Pronold [SPD]: Mit Luftbuchungen 
kennen Sie sich aus, Herr Wissing!)

Sie können damit der Wirtschaft schaden, Sie 
können diesem Standort schaden, Sie können 
Arbeitsplätze gefährden, aber Sie können so 
überhaupt nichts erreichen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Das gilt für Ihren gesamten Antrag. Sie haben 
nicht ein positives Wort über die Menschen ge-
schrieben, die den Sozialstaat finanzieren. Sie 

haben kein positives Wort über Steuerzahlerin-
nen und Steuerzahler geschrieben.

(Zurufe von der LINKEN: Oh!)

Ihre Devise ist: Wer in diesem Land viel arbeitet,
der soll sich schämen und möglichst hohe 
Steuern zahlen, damit die Linken das verteilen 
können. Das ist der Geist Ihres Antrags.

(Beifall bei der FDP sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU –
Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Das ist ja 
so platt!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:

Herr Kollege Wissing, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Birkwald?

Dr. Volker Wissing (FDP):
Ja, bitte.

(Florian Pronold [SPD]: Verlängert dem 
doch nicht die Redezeit!)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
Herr Kollege Wissing, sind Sie bereit, zur 

Kenntnis zu nehmen, dass die Kollegin 
Dr. Barbara Höll vorhin in ihrer Rede deutlich 
gemacht hat, dass die Linke auch für die Ein-
kommensteuersenkung all derer eintritt, die null 
bis 70 000 Euro brutto im Jahr verdienen und 
dass wir damit selbstverständlich die Leistung 
derjenigen goutieren, die viel und gut arbeiten? 
Denn für wenig Arbeit bekommt man ein solches 
Einkommen nicht. Nehmen Sie auch zur Kenn-
tnis, dass wir insofern einerseits die Partei der 
sozial Benachteiligten, andererseits auch die 
Partei der Mittelschicht sind?

(Beifall bei der LINKEN – Lachen bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der 

FDP)

Dr. Volker Wissing (FDP):
Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie die unge-

heuerliche Behauptung aufstellen, dass die Lin-
ke die Partei der Mitte sein möchte.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Der Mit-
telschicht!)

Das nehme ich zur Kenntnis. Ich weise das 
aber, Herr Kollege, mit aller Entschiedenheit zu-
rück; denn Sie haben in diesem Parlament bis-
her nur Anträge vorgelegt, die einen Angriff nach 
dem anderen auf die Mitte dieses Landes dar-
stellen. Diese Angriffe wehren wir entschlossen 
ab, weil wir der Meinung sind, dass die leis-
tungsfähige Mitte dieses Landes

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Aber wir 
entlasten auch 70 000 und finanzieren 
das ge-gen! – Dr. Barbara Höll [DIE 


